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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/919 - 

betr. Maßnahmen gegen den Numerus clausus 


Schreiben des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft vom 29. November 1973 - IV A 4 - 
4212- 150/73: 


1. Wie viele Abiturienten haben sich im Jahre 
1972 in den Fächern Medizin, Zahnmedizin, | 
Tiermedizin, Pharmazie, Psychologie, Archi- 
tektur und Biologie sowie in den weiteren Fä- 
chern mit totalem oder partiellem Numerus 
clausus beworben, wie viele sind zugelassen, 
wie viele abgewiesen worden, und welches ist 
die Durchschnittsquote im Abitur, die Voraus- 
setzung für eine sofortige Zulassung zum Stu- I 
dium ist? Wie waren demgegenüber die Ver- | 
gleichszahlen 1968, 1969, 1970 und 1971? I 

Die Entwicklung bis zum Wintersemester 1972/73 i 
ergibt sich aus Unterlagen der Zentralen Registrier- 
stelle für Studienbewerber (ZRS), die von der West- 
deutschen Rektorenkonferenz ins Leben gerufen } 

Bewerbungen und Zuteilungen nach Jahren 

(Sommersemester und nachfolgendes Wintersemester) 

und Fachrichtungen 

1968 1969 


Studiengang 

B’) 

Z 

B‘) 

Z 

Architektur 

_ 

— 

_ 


Biochemie 

_ 

_ 

- 

— 

Biologie 

- 

_ 

- 

- 

Chemie 

- 

— 

— 

— 

Lebensmittel-Chemie 

- 

- 

- 

— 

Medizin 

11 943 

4 567 

13 985 

4 521 

Pharmazie 

- 

- 

— 

- 

Psychologie 

- 

- 

_ 

_ 

Tiermedizin 

- 

- 

603 

457 

Zahnmedizin 

3 892 

981 

5 193 

937 


B = Bewerbungen 
Z = Zuteilung 

Quelle: nach ZRS - Statistik v. 9. Mai 1973 


worden war. Die untenstehende Übersicht zeigt die 
Entwicklung der Bewerbungen und Zuteilungen zwi- 
schen 1968 und 1972, soweit Zahlen zur Verfügung 
stehen. 

Für das Wintersemester 1973/1974 ergeben sich die 
Daten der Tabelle auf Seite 2 aus den Unterlagen 
der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplät- 
zen (ZVS). 

Die Statistiken der ZVS und der ZRS sind bisher 
nicht aufeinander abgestimmt; daher sind die fol- 
genden Angaben zum Wintersemester 1973/1974 
nicht mit den Angaben für die Vorjahre vergleich- 
bar, insbesondere da sie sich nur auf ein Semester 
beziehen, während die Angaben der ZRS jeweils 
ein Jahr umfassen. So ergibt sich z. B. unter Berück- 
sichtigung des Sommersemesters 1973 für die Allge- 
meine Medizin eine Gesamtaufnahmekapazität für 
das Jahr 1973 von etwa 7000 Studienanfängern. 


1970 

B *) Z >) 

1971 

B ') Z 

1972 

B 9 Z 

1 439 

729 

2 010 

798 

3 204 

815 

- 

- 

- 

- 

1 451 

182 

- 

- 

- 

- 

6 802 

1 295 

- 

- 

- 

- 

5 500 

4 025 

- 

- 

- 

- 

1 833 

790 

18 392 

4 893 

24 575 

5 404 

26 107 

5 642 

- 

- 

10 363 

1 386 

18 362 

1 466 

_ 

- 

7 777 

2 571 

10 987 

1 804 

1 530 

568 

1 899 

540 

3 461 

544 

7 537 

1 114 

8 651 

963 

12 058 

1 059 


9 enthalten Doppelzählungen, da Bewerber zweiter und 
niedrigerer Präferenz sowie solche, die sich jeweils im 
SS und WS des gleichen Jahres beworben haben, mit- 
gezählt wurden 
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Zulassungen und Ablehnungen im Wintersemester 


1973/1974 




Fächer 

Zulassun- 
gen 1) 

Haupt- 

anträge 

(Deutsche) 

abgelehnte 

Haupt- 

anträge 

(Deutsche) 

Architektur 

1 223 

3 558 

2 335 

Biochemie 

37 

199 

162 

Biologie 

968 

2 048 

1 080 

Chemie 

2815 

1 751 

0^) 

Lebensmittel- 

Chemie 

113 

295 

182 

Medizin 

4 054 

21 794 

17 740 

Pharmazie 

772 

6 964 

6 192 

Psychologie 

1 807 

6 437 

4 630 

Tiermedizin 

538 

1 064 

526 

Zahnmedizin 

629 

4 155 

3 526 


Quelle: ZVS, WS 73/74 - Pressemitteilung v. 29. Oktober 
1973 

g ohne 8 Vo der verfügbaren Studienplätze, die Auslän- 
dern Vorbehalten sind; soweit qualifizierte auslän- 
dische Bewerber nicht vorhanden sind, kommen diese 
Studienplätze deutschen Bewerbern zugute. 

-) In der Chemie konnten alle Bewerber 1. und 2. Präfe- 
renz aufgenommen werden sowie zahlreiche Bewerber 
3. Präferenz 

über die Höhe dieser Durchschnittsnoten, die bei 
der Zulassung über die Leistungsliste verlangt wur- 
den, lassen sich für die Zeit bis 1972 keine bundes- 
einheitlichen Angaben machen, weil jede Hochschule 
ihre eigenen Zulassungskriterien anwandte, so daß 
die für die Zulassung nach Leistung erforderliche 
Mindestnote von Hochschule zu Hochschule ver- 
schieden war. Es ist jedoch sicher, daß z. B. die für 
die Zulassung zur Medizin erforderliche Durch- 
schnittsnote seit Jahren „gefallen" ist: immer „bes- 
sere" Durchschnitte wurden verlangt. So wurden 
etwa an der Universität Bonn in der Allgemeinen 
Medizin folgende Mindestnotendurchschnitte ver- 
langt: 

Wintersemester 1968/1969 3,0 

Wintersemester 1972/1973 1,88 

Eine einheitlich berechnete Durchschnittsnote läßt 
sich erst für das Wintersemester 1973/1974 angeben, 
da nunmehr der Staatsvertrag der Länder über die 
Vergabe von Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 
eine formal einheitliche Berechnung des erforder- 
lichen Notendurchschnitts ermöglichte. Im Winter- 
semester 1973/1974 wurden nach diesem rechneri- 
schen Prinzip zur Zulassung über die Leistungsliste 
für die einzelnen an das Vergabeverfahren der ZVS 


einbezogenen Fächer folgende Abiturnotendurch- 
schnitte verlangt: 


Architektur 

2,5 

Pharmazie 

1,7 

Biochemie 

2,0 

Psychologie 

2,3 

Biologie 

2,7 

Chemie 

2,8 

Lebensmittel- 


(3. Präferenz) 


chemie 

3,1 

Tiermedizin 

3,0 

Medizin 

1,9 

Zahnmedizin 

2,1 


Quelle: ZVS Pressemitteilung vom 29. Oktober 1973 


2. Mit wieviel zusätzlichen Studierenden ist in 
den nächsten Jahren zu rechnen, und wieviel 
zusätzliche Studienplätze werden nach Meinung 
der Bundesregierung notwendig sein, um für 
diese Studienbewerber und für diejenigen, die 
heute bereits durch Zulassungsbeschränkungen 
an der Aufnahme des Studiums gehindert wer- 
den, Studienplätze zu schaffen? 

Die Studienplatzbeschränkung ist fächerspezifisch 
und regional bedingt. Demnach findet auch heute 
noch jeder Studienbewerber einen Studienplatz, 
wenn er bereit ist, seine Wünsche hinsichtlich des 
Hochschulortes und des Studienfaches zu modi- 
fizieren. 

Die weitere Entwicklung der Zulassungsbeschrän- 
kungen hängt also zunächst davon ab, ob die Kapa- 
zität entsprechend der fächerspezifischen Nachfrage 
erhöht werden kann. Es ist jedoch keineswegs 
. sicher, daß Zulassungsbeschränkungen vermeidbar 
wären, wenn in den zehn betroffenen Fächern, in 
; denen allgemeine Zulassungsbeschränkungen be- 
stehen, die etwa 37 000 zusätzlichen Studienplätze 
geschaffen würden, die aus heutiger Sicht zum Aus- 
gleich erforderlich wären. Denn wahrscheinlich wür- 
den sich bei Aufhebung der Zulassungsbeschrän- 
I kungen zusätzlich auch solche Abiturienten um Zu- 
i lassung in diesen Fächern bewerben, die heute we- 
gen unzureichender Notendurchschnitte schon auf 
eine Bewerbung in einem Fach mit allgemeiner Zu- 
. lassungsbeschränkung verzichten, 
j 

: Für die zukünftige Entwicklung ist allerdings darauf 
hinzuweisen, daß mittelfristig die vorgesehenen 
Studienplätze auch insgesamt nicht mehr ausreichen 
werden, um allen aus heutiger Sicht zu erwartenden 
Studienbewerbern ein Studium zu ermöglichen. Der 
am 20. September 1973 von den Regierungschefs des 
Bundes und der Länder einstimmig beschlossene Bil- 
dungsgesamtplan sieht folgende Zielzahlen für die 
Jahre 1975 bis 1985 vor: 


Zielzahlen des Bildungsgesamtplans 


Studienanfänger in Tausend 

Anteil der Studienanfänger am Altersjahrgang 

Studienplätze 

Quelle: Bildungsgesamtplan Band II S. 68 ff. 


1970 

1975 

1980 

1985 

118,5 

163,5 

187-206 

224,5 - 245 

14,2 Vo 

20 o/o 

20 - 22 »/o 

22-24 “/o 

503,3 

665,7 

811,1 -865,3 

965,7- 1047 
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In den 15 Jahren zwischen 1970 und 1985 kann sich 
damit zwar der Anteil der Studienanfänger am Al- 
tersjahrgang um mehr als die Hälfte erhöhen und 
die Zahl der Studienanfänger und der Studenten 
kann sich verdoppeln: Die Nachfrage nach Studien- 
plätzen wird jedoch diese Ausbauziele immer noch 
erheblich übersteigen, wenn der Trend der letzten 
Jahre (steigende Schülerzahlen, Ubertrittsquoten 
und Verweilzeiten an den Hochschulen) anhält. Eine 
Vorschätzung auf dieser Grundlage würde zu fol- 
gender Entwicklung der Studienanfänger- und 
Studentenzahlen führen: 

1972 1978 

Studienanfänger (Trend) 164 000 230 000 

Studenten (Trend) 662 000 1 000 000 

Nach dieser trendmäßigen Entwicklung würden be- 
reits 1978 so viele Studienbewerber und Studenten 
vorhanden sein, wie sie der Bildungsgesamtplan 
etwa für 1985 vorsieht. Trotz Drängens des Bundes 
ist eine - zunächst auf kurzfristige Stoffentlastung 
der Studiengänge ausgerichtete - Studienreform bis- 
her weitgehend ausgeblieben. Entwicklungen im Be- 
reich der Studienreform brauchen aber eine gewisse 
Zeit, bis sie auf die Verweilzeiten durchschlagen. 
Selbst bei einer Reduzierung der Verweilzeiten und 
einer intensiveren Nutzung der Hochschuleinrich- 
tungen in den kommenden Jahren wird daher die 
Zahl der Studienplätze in der zweiten Hälfte dieses 
Jahrzehnts nicht mehr ausreichen, um allen Studien- 
bewerbern überhaupt einen Studienplatz zuweisen 
zu können. Uber die Lösung des hierdurch ent- 
stehenden Problems werden sich Bund und Länder 
im Zusammenhang mit dem 4. Rahmenplan (1974 bis 
1978) verständigen müssen. 


3. Wie glaubt die Bundesregierung, heute ihre 
Ankündigung im „Bericht der Bundesregierung 
über Sofortmaßnahmen zum Abbau des Nume- 
rus clausus" vom 30. Oktober 1970 (Druck- 
sache VI/1338) und die gleichlautende Ankün- 
digung des damaligen Bundesministers Leus- 
sink in der Sitzung des Bundestages am 10. 
Februar 1971 verwirklichen zu können, daß 
bis 1975 außer im Fach Medizin der Numerus 
clausus beseitigt werde, und wie kann die 
Bundesregierung diese Zielsetzung mit den der- 
zeitig bestehenden und in Zukunft zu erwar- 
tenden Zulassungsbeschränkungen in Überein- 
stimmung bringen? 

Weder die Bundesregierung noch der damalige Bun- 
desminister Prof. Dr. Leussink haben angekündigt, 
daß bis 1975 außer im Fach Medizin der Numerus- 
clausus beseitigt werde. 

Das wirkliche Zitat des damaligen Bundesministers 
lautete: 

„Ich darf hier nochmals der Hoffnung Ausdruck 
verleihen, daß wir den Numerus-clausus in den 
meisten Fächern - und da gilt immer die Aus- 
nahme der Humanmedizin - bis 1975 überwun- 
den haben werden . . . 1970 war der erste grö- 
ßere Schritt ... in Richtung auf das Zwischen- 
ziel, nämlich bis 1975 Studienplätze für 680 000 
Studenten im Gesamthochschulbereich zu 
schaffen." 


Der damalige Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft hat danach einen Ausbau der Hochschulen 
angekündigt, mit dem bis 1975 im Hochschulbereich 
Studienplätze für 680 000 Studenten zur Verfügung 
stehen sollten. Dieses Ziel wird auch tatsächlich 
mindestens erreicht. Die jedoch damit verbundene 
und von Prof. Dr. Leussink damals ausgesprochene 
„Hoffnung", den Numerus-clausus in den meisten 
Fächern bis 1975 zu überwinden, kann sich nicht er- 
füllen, weil die Zahl der Studenten und Studien- 
bewerber durch eine Vielzahl von Umständen, ins- 
besondere die Eröffnung weiterer Hochschulzu- 
gangsmöglichkeiten, die Verlängerung der Verweil- 
zeiten, die Erhöhung der Zahl der Zweitstudien 
u. a. m. rascher angestiegen ist, als die 1970 vor- 
liegenden Prognosen und Statistiken erwarten 
1 ließen. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
CDU/CSU, daß die Studienchancen der Abitu- 
rienten in der Bundesrepublik Deutschland noch 
nie so schlecht waren wie derzeit? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht: 

Die Studienchancen, gemessen an dem Jahrgangs- 
anteil derer, die auf Grund des Abiturs die Ciiaiice 
zum Studium haben, war noch nie so hoch wie 
heute: während im Jahr 1960 nur 5 '*/o des Jahrgangs 
eine Studienberechtigung erwarben, sind es heute 
etwa 15 Vo des Jahrgangs. 

Die Studienchancen, gemessen an dem Anteil an 
allen Studienberechtigten, der tatsächlich ein Stu- 
dium aufnimmt, waren ebenfalls noch nie so hoch 
wie heute: während 1960 nur etwa 84 ®/o der Be- 
rechtigten ein Hochschulstudium aufnahmen, sind 
es heute etwa 95 'Vo, und dies bei wesentlich er- 
höhten absoluten Zahlen. 

Auch unter dem Aspekt der Sozialchancen waren 
die Studienchancen bei allen immer noch bestehen- 
den Ungerechtigkeiten noch nie so gut wie heute: 
der Anteil der Arbeiterkinder an der Zahl der deut- 
schen Studienanfänger ist von 1967/68 bis 1971/72 
jährlich um durchschnittlich 10 Vo des Anteils ge- 
stiegen. Im Wintersemester 1971/72 hatten 78 ‘^/o 
aller Studienanfänger Väter, die selber nicht stu- 
diert hatten. Dieser Anteil war seit 1967/68 um 8,1 
Prozentpunkte gestiegen. 

Angesichts der quantitativen Expansion der Ge- 
samtzahl der Studenten ist es aus gesellschaftspoli- 
tischen und finanziellen Gründen unvermeidlich, 
daß nunmehr auch die Grenzen der Studienmöglich- 
keiten in der Bundesrepublik Deutschland sichtbar 
werden. 


5. Worauf führt es die Bundesregierung zurück, 
daß heute erstmals seit Bestehen der Bundes- 
republik Deutschland einige Hochschulen einen 
totalen Zulassungsstopp in Erwägung ziehen? 

Wenn mit der Frage nach einem „totalen Zulas- 
sungsstopp" die Festlegung von Zulassungszahlen 
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für die Gesamtheit der Studenten an einer Hoch- 
schule gemeint ist, dann hält die Bundesregierung 
dies dort für eine sinnvolle Maßnahme, wo es für 
eine ausgewogene Regionalverteilung der Studien- 
plätze erforderlich ist. Auf Grund derartiger Rege- 
lungen soll z. B. das überstarke Wachstum der Hoch- 
schulen in Hamburg oder München in regionalpoli- 
tisch vertretbare Bahnen gelenkt werden. 

Wenn dagegen „totaler Zulassungsstopp" heißen 
soll, daß eine Hochschule zu einem Zulassungs- 
termin in keinem Studiengang mehr Studenten neu 
aufnimmt, so wird dies - nach Auskunft der zustän- 
digen Behörden der Länder - bisher von keiner 
Hochschule ernsthaft erwogen. Nur in einem Bundes- 
land, nämlich in Baden-Württemberg, sollen derar- 
tige Erwägungen diskutiert worden sein. Eine derar- 
tige vollständige Sperre für alle Studiengänge einer 
Hochschule würde die gleichmäßige Nutzung der 
AusbildungskapazitäLen einer Hochschule erschwe- 
ren, da jeweils ganze Studenten] ahrgänge ausfallen 
würden. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung die in Pres- 
seberichten zum Ausdruck gekommene Ansicht 
des Wissenschaftsrats, daß in den letzten Jah- 
ren der Hochschulbau schwerpunktmäßig den 
traditionellen Studiengängen und nicht den Stu- 
diengängen mit hoher beruflicher Flexibilität 
gegolten habe und dadurch gerade in den letz- 
teren Studiengängen eine zunehmende Ver- 
knappung der Studienkapazitäten eingetreten 
ist, während es für Absolventen der traditio- 
nellen Studiengänge (z. B. Lehrer) immer 
schwieliger wird, eine dem Studium entspre- 
chende Berufstätigkeit zu finden? 

In seinen Empfehlungen zum 3. Rahmenplan geht 
der Wissenschaftsrat nicht von einem Gegensatz 
zwischen traditionellen Studienfächern und solchen 
mit hoher beruflicher Flexibilität aus. Der Wissen- 
schaftsrat schließt in die Studiengänge mit hoher 
beruflicher Flexibilität also auch traditionelle Stu- 
diengänge ein, wie insbesondere die Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaften. Umgekehrt empfiehlt 
der Wissenschaftsrat für die Sprach- und Kultur- 
wissenschaften, bei denen ein Hauptanteil auf die 
Lehramtsstudenten mit geringer beruflicher Flexi- 
bilität entfällt, einen weiteren Ausbau, wenn auch 
mit geringeren Zuwachsraten. 

Den Schwerpunkt des Hochschulausbaus einseitig 
auf Fächer mit hoher beruflicher Flexibilität zu 
legen, wäre nicht unbedenklich: auch Studiengänge 
mit beruflicher Flexibilität bieten keine Garantie 
für einen Arbeitsplatz. 

Im Hinblick auf die auch weiterhin zu erwartende 
starke Erhöhung der Studenten- und Absolventen- 
zahlen empfiehlt der Wissenschaftsrat daher, die 
künftige Ausbauplanung in erster Linie an dem 
erkennbaren Bedarf in einzelnen Fächern und an 
den beruflichen Möglichkeiten der Absolventen aus- 
zurichten. 

Diese Empfehlung entspricht dem Anliegen des 
Bundes und der Länder und der im Hochschulbau- 


förderungsgesetz und im Bildungsgesamtplan ent- 
haltenen Forderung, der voraussehbaren Gesamt- 
nachfrage nach Studienplätzen und dem langfristig 
zu erwartenden Bedarf an Hochschulabsolventen 
Rechnung zu tragen. 


7. Sieht die Bundesregierung angesichts der be- 
grenzten Finanzmittel überhaupt noch eine 
Möglichkeit, ohne Numerus clausus eine auf 
der Einheit von Forschung und Lehre beruhen- 
de qualifizierte akademische Ausbildung in Zu- 
kunft zu gewährleisten? 

In der Antwort zu der Frage 2 ist auf den einstim- 
migen Beschluß der BLK hingewiesen worden, den 
Ausbau der Hochschulen bis 1985 auf eine Zahl von 
Studienanfängern zu begrenzen, die etwa einem 
Anteil am Alters] ahrgang von 22 bis 24 ^/o ent- 
spricht. 

Gleichzeitig haben Bund und Länder jedoch einen 
stärkeren Ausbau des Sekundarbereichs II vorge- 
sehen: 1985 sollen allein 9 bis lUVo jedes Jahr- 
gangs Bildungsgänge abschließen, die gleichzeitig 
mit einer beruflichen Qualifikation auch Bildungs- 
gänge im Tertiären Bereich eröffnen können. 

Bund und Länder planen also ein Bildungswesen, 
das vielen jungen Menschen die Chance des Sekun- 
darabschlusses II bietet, ohne für die gleiche Zahl 
einen Studienplatz vorzusehen. Dies zwingt nach 
Auffassung der Bundesregierung zu einem über- 
denken des Verhältnisses von Schulabschluß und 
Hochschulzugang. Der Entwurf des Hochschulrah- 
mengesetzes macht mit dem „Besonderen Eingangs- 
verfahren" gemäß § 33 einen ersten Schritt in diese 
Richtung. Diese notwendige Neuordnung werden 
Bund und Länder, Schule und Hochschule in den 
nächsten Jahren durchzuführen haben. 


8. Glaubt die Bundesregierung, wirksame Maß- 
nahmen gegen den Numerus clausus ergreifen 
zu können, wenn sie wie angekündigt die Aus- 
gaben für den Hochschulbau auch im nächsten 
Jahr um 10 v. H. kürzen will? 

In Fortführung des Stabilitätsprogramms der Bun- 
desregierung wurde am 5. September 1973 be- 
schlossen, die für die Gemeinschaftsaufgaben nach 
Artikel 91 a GG vorgesehenen Ausgaben auch im 
Haushaltsjahr 1974 zu strecken. Diese Entscheidung 
ist jedoch vom weiteren konjunkturellen Verlauf 
abhängig. Durch die vorgesehene Streckungsmaß- 
nahme selbst werden die Ausbauziele von Bund 
und Ländern nicht gefährdet. Denn - wie bereits 
1973 - wird auch die Streckung der im 3. Rahmen- 
plan für den Hochschulbau für 1974 vorgesehenen 
Bundesmittel dem tatsächlichen Vollzug der Ge- 
meinschaftsaufgabe Hochschulbau entsprechen. Der 
Vorsitzende des Planungsausschusses für den Hoch- 
schulbau wird die Frage der Streckung der Hoch- 
schulbaumittel im Planungsausschuß behandeln, um 
mit den Ländern hierüber Einvernehmen zu er- 
zielen. 
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9. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der CDU/ 
CSU, daß angesichts der sich ständig verschär- 
fenden Zulassungsbesdiränkungen neben dem 
weiteren Ausbau der Hochschulen vor allem 
folgende Maßnahmen vordringlich sind: 

— eine schnelle Verwirklichung der Studien- 
refoim, unter anderem mit dem Ziel der 
Verkürzung der durchschnittlichen Studien- 
zeit, 

— eine neue Lehrkörperstruktur und eine bes- 
sere Förderung des Hochschullehrernach- 
wuchses, 

— der gezielte Ausbau der Fachhochschulen 
als gleichwertige Alternative, 

— gezielte Information und Beratung der Stu- 
dienbewerber, 

— ein funktionsfähiges Instrumentarium der 
Kapazitätsfeststellung und Nutzungssteue- 
rung von Studienplätzen? 

Die Bundesregierung teilt die Ansicht der Fraktion 
der CDU/CSU, daß die genannten Maßnahmen wich- 
tig sind. 

Sie hat dies schon durch die Vorlage des ersten Ent- 
wurfs eines Hochschulrahmengesetzes deutlich ge- 
macht, dessen Verabschiedung aus Gründen unter- 
blieb, die die Bundesregierung nicht zu vertreten 
hat. Der neue Entwurf greift diese Maßnahmen 
wieder auf: 

— Verwirklichung der Studienreform 

Der E-HRG regelt das Instrumentarium für eine 
Neuordnung von Studium und Prüfung. Er sichert 
die Entwicklung von integrierten Studiengängen 
mit dem Ziel, in allen geeigneten Fachrichtungen 
kürzere oder längere, stärker praktisch oder 
stärker theoretisch ausgerichtete Studiengänge 
anzubieten. Bereits zwei Jahre nach Inkrafttreten 
des Gesetzes sollen überarbeitete Studienord- 
nungen vorliegen, die es den Studenten, die 
dann ihr Studium beginnen, ermöglichen, inner- 
halb der jeweils vorgesehenen Regelstudienzeit 
ihr Studium zu beenden. 

— Neue Lehrkörperstruktur 

Der im E-HRG vorgesehene neustrukturierte 
Lehrkörper wird sich bedeutend effektiver als 
bisher der Ausbildung der Studenten widmen 
können. Der Entwurf legt zudem die dienstrecht- 
liche Stellung der Hochschullehrer fest, ermög- 
licht die Ergänzung des Lehrangebots durch die 
Erteilung von Lehraufträgen und die Hinzu- 
ziehung hauptberuflich tätiger Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben und die Unterstützung der 
Studenten in ihrem Studium durch Tutoren. 

Weiterhin wird dort klargestellt, daß zu den 
hauptberuflichen Aufgaben eines Hochschulleh- 
rers die Beteiligung an der Studienreform und 
Studienberatung sowie an der Selbstverwaltung 
und an Prüfungen gehört. 

Der Entwurf stellt schließlich sicher, daß die 
Lehrverpflichtungen der Hochschullehrer eindeu- 
tig festgelegt werden und in angemessenen Ab- 
ständen geändert werden können. 


— Förderung des Hochschullehrernachwuchses 

Auf der Grundlage des Graduiertenförderungs- 
gesetzes, das am 5. September 1971 in Kraft trat, 
ist es der Bundesregierung möglich, qualifizier- 
ten Hochschulabsolventen eine weiterführende 
wissenschaftliche Ausbildung zu ermöglichen. 
Der Bund trägt 75 v. H. und die Länder 25 v. H. 
der durch die Ausführung des Gesetzes ent- 
stehenden Ausgaben. Im Jahre 1972 hat der 
Bund hierfür rund 35 Millionen DM ausgegeben. 
Unter Berücksichtigung des Länderanteils stan- 
den insgesamt etwa 46 Millionen DM aus öffent- 
lichen Mitteln zum genannten Zweck zur Ver- 
fügung. Am Ende des Wintersemesters 1972/73 
wurden nach den Angaben der Länder etwa 6000 
Stipendiaten gefördert. 

— Ausbau der Fachhochschulen 

Der Ausbau von Bildungsgängen im Bereich der 
Fachhochschulen gehört ebenfalls zu den vor- 
dringlichen Maßnahmen. Die Bundesregierung ist 
allerdings der Auffassung, daß der Ausbau der 
Fachhochschulen nicht isoliert vom Ausbau der 
Universitäten gesehen werden darf, sondern mit 
Blick auf die Zielsetzung der Bundesregierung 
und der Bund-Länder-Kommission als Teil einer 
Entwicklung zur Gesamthochschule gesehen wer- 
den muß. 

Unter dieser Perspektive einer Neuordnung des 
Hochschul Bereichs enthalten die Rahmenpläne 
für den Hochschulbau bereits jetzt eine aufein- 
ander abgestimmte Ausbauplanung für alle Ein- 
richtungen des Hochschulbereichs. 

Soweit die Fraktion der CDU/CSU neben dem wei- 
teren Ausbau der Hochschulen die gezielte Informa- 
tion und Beratung der Studienbewerber und ein 
Instrumentarium der Kapazitätsfeststellung und 
Nutzungssteuerung als vordringliche Maßnahme an- 
spricht, wird auf die Beantwortung der Fragen 10 
bis 12 verwiesen. 

Die Bundesregierung unterstreicht in diesem Zu- 
sammenhang die Notwendigkeit einer beschleunig- 
ten Verabschiedung des Hochschulrahmengesetzes. 


10. Wenn die Bundesregierung diese Ansicht der 
CDU/CSU teilt, wie steht sie dann heute zu 
dem entsprechenden von der CDU/CSU initi- 
ierten Beschluß des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft vom 12. März 1970 (Druck- 
sache VI/523) und den darin enthaltenen Maß- 
nahmen zur Kapazitätsfeststellung und Nut- 
zungssteuerung von Studienplätzen? 

Die Bundesregierung unterstreicht wie schon in den 
bisher vorgelegten Berichten die Bedeutung der in 
dem Beschluß des Ausschusses genannten Maßnah- 
men, auch wenn sich in den vergangenen Jahren 
ihr Gewicht zum Teil verschoben hat. Eine Reihe 
der genannten Maßnahmen ist inzwischen durch- 
geführt oder wesentlich gefördert, so die regel- 
mäßige Erhebung der Studienwünsche der Ab- 
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iturienten, die Förderung rationeller Bauverfahren, 
das Graduiertenförderungsgesetz, die Berufs- 
beratung und die Ermittlung des Bedarfs an Hoch- 
schulabsolventen. 

In anderen Bereichen konnten ähnliche Fortschritte 
z. T. auf Grund der Verfassungslage nicht erzielt 
werden; das gilt z. B. für das Fernstudium im Me- 
dienverbund. 

Eine wichtige Voraussetzung für die Verwirklichung 
der im Beschluß genannten Maßnahmen haben die 
damaligen Berichterstatter in ihrem Bericht hervor- 
gehoben: eine rasche Verabschiedung des HRG. Die 
Berichterstatter rechnen auch die Strukturreformen, 
die Reform der Studiengänge, die Lehrkörperstruk- 
tur zu den Voraussetzungen für die Beseitigung von 
Zulassungsbeschränkungen. 


11. Worauf ist es zurückzuführen, daß das von der 
damaligen Staatssekretärin im Bundesministe' 
rium für Bildung und Wissenschaft, Frau Dr. 
Hamm-Brücher, in der Sitzung des Bundestags- 
ausschusses für Bildung und Wissenschaft am 
12. März 1970 für das Jahresende 1970 in Aus- 
sicht gestellte Kapazitätsberechnungsmodell 
entgegen der damaligen Zusage bis heute nicht 
vorgelegt wurde? 

Aufbauend auf Vorarbeiten, an denen sich auch der 
Bund in verschiedener Weise beteiligt hat, haben 
die Länder inzwischen den Entwurf eines einheit- 
lichen Kapazitätsberechnungsmodells erarbeitet. Die 
Diskussion über dieses Modell ist aber noch nicht 
abgeschlossen. Es wird jedoch damit gerechnet, daß 
die Zulassungszahlen erstmalig für das Sommer- 
semester 1975 nach dem einheitlichen Modell be- 
rechnet werden können. 

Probleme ergaben und ergeben sich insbesondere 
im Bereich der Eingabedaten. Hier gilt es einen 
Weg zu finden, der die Hochschulen in ihrer Ent- 
scheidungsfreiheit nicht übermäßig einengt und der 
Notwendigkeit einer ausreichenden Präzision des 
Modells Rechnung trägt. 

Wenn die noch offenen Fragen rechtzeitig geklärt 
werden können, müssen Probeläufe an einzelnen 
Hochschulen klären, ob das Modell plausible Ergeb- 
nisse liefert. Es wird allerdings nötig sein, die Er- 
gebnisse der Modellberechnung nicht nur an Stu- 
dien- und Prüfungsordnungen, sondern auch an den 
quantitativen Realitäten zu orientieren, da es durch- 
aus denkbar ist, daß die ersten Ergebnisse niedri- 
gere Kapazitäten ausweisen werden, als es der 
heutigen Zulassungszahl an einzelnen Hochschulen 
entspricht. 


12. Was hat die Bundesregierung konkret zur Ver- 
besserung der Beratung der Schüler und Stu- 
dienbewerber veranlaßt? Welche Möglichkei- 
ten der Studienberatung stehen heute den 
Schülern und Studierenden aufgrund einer Ini- 


tiative der Bundesregierung zur Verfügung, 
und wie hoch ist der Anteil der Studienbewer- 
ber, die hiervon Gebrauch machen? 

Auf Initiative der Bundesregierung hat die Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung eine bun- 
deseinheitliche Informationsschrift zur Studien- und 
Berufsberatung unter dem Titel „Studium und Be- 

I ruf" herausgegeben. Die Schrift, die 1971 erstmals 
erschienen ist und sich zunächst nur an Abiturienten 
richtete, wendet sich seit der zweiten Auflage eben- 
falls an die Absolventen der Fachoberschulen. Die 
Schrift wird inzwischen vom Bund, den Ländern und 
der Bundesanstalt für Arbeit gemeinsam heraus- 
gegeben und in jedem Jahr an alle Abiturienten 
und Absolventen der Fachoberschulen sowie an die 
zur Entlassung aus der Bundeswehr und dem Zivil- 
dienst anstehenden Inhaber der erwähnten Ab- 
schlüsse kostenlos verteilt. 

Die Länder und die Hochschulen erproben noch 
Organisationsformen und Beratungsmethoden. So 
gab es nach einer im Sommersemester 1972 an 42 
Hochschulen durchgeführten Erhebung über den 
Stand der Studienberatung nur zehn Hochschulen, 
die eine zentrale Studienberatung kennen, deren 
Struktur wiederum recht heterogen ist. An 17 wei- 
teren Hochschulen war die Einrichtung einer zen- 
tralen Studienberatung geplant. 

Bisher gibt es sechs Modellversuche, in denen unter 
finanzieller Beteiligung des Bundes Einrichtungen 
der Studienberatung an den Hochschulen erprobt 
werden. Es handelt sich dabei um Studienberatungs- 
stellen an den Universitäten Gießen, Karlsruhe, 
Mannheim, Ulm und Saarbrücken sowie um ein 
„Kooperationssystem Studienberatung" in Hessen, 
in dem der Aufbau eines Studienberatungssystems 
auf Landesebene erprobt wird. 

Wie hoch der Anteil der Studienbewerber ist, die 
von den durch die Modellversuche geschaffenen 
Möglichkeiten der Studienberatung Gebrauch ma- 
chen, läßt sich gegenwärtig nicht beantworten, da 
noch keiner der Versuche abgeschlossen ist und 
infolgedessen noch keine Daten über die Ergebnisse 
zur Verfügung stehen. 

Im engen sachlichen Zusammenhang mit der Stu* 
dienberatung steht die Berufsberatung, die nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz der Bundesanstalt für 
Arbeit übertragen ist. Die Bundesanstalt für Arbeit 
hat die Zahl der Beratungsstützpunkte für Ab- 
iturienten und Hochschüler von 63 im Jahre 1969 
auf 85 im Jahre 1973 erhöht. Zur Verbesserung der 
beruflichen Einzelberatung wurde 1972/73 die „Be- 
ratung nach Vereinbarung" eingeführt. Sie garan- 
tiert dem Ratsuchenden eine störungsfreie Be- 
ratungszeit. 

Für die psychologische Eignungsuntersuchung von 
Abiturienten ist eine besondere Testserie (MOT) 
entwickelt worden. Ferner erhalten die Schüler und 
Absolventen der Sekundarstufe II seit 1972 das 
Informationsprogramm „STEP", das der Vorberei- 
tung auf das Gespräch mit dem Berufsberater dient. 

1 Außerdem wird jeden Monat in den beiden letzten 
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Klassen aller Gymnasien die ebenfalls von der 
Bundesanstalt für Arbeit herausgegebene Zeitschrift 
„aspekte" verteilt. Studenten erhalten seit 1971 die 
Zeitschrift für Wissenschafts- und Berufspraxis 
„analysen" kostenlos, die monatlich in einer Auf- 
lage von rund 160 000 Stück erscheint. 

1971/72 haben 109 472 Abiturienten und Hochschüler 
die Berufsberatung für Abiturienten und Hoch- 
schüler in Anspruch genommen. Da die Zahl der 
Ratsuchenden weiterhin steigt, ist die Zahl der 
Planstellen für Berufsberater für Abiturienten und 
Hochschüler von 143 im Jahr 1969 auf 282 im Jahr 
1973 erhöht worden. Es ist im Haushaltsplan der 
Bundesanstalt für Arbeit vorgesehen, die Zahl der 
Planstellen um 67 auf 349 im Jahr 1974 zu erhöhen. 
Die Veröffentlichung von Bedarfsprognosen und die 
sich auch hierauf stützende Beratung der Abiturien- 
ten ist ein wichtiges Mittel für eine sinnvolle Ge- 
staltung des Verhältnisses von Nachfrage nach Stu- 
dienplätzen und Bedarf an Hochschulabsolventen. 
Dabei muß freilich darauf geachtet werden, daß 
keine Übersteuerung eintritt. 


13. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der CDU/ 
CSU-Fraktion, daß das Ausbleiben der Studien- 
reform und insbesondere die bisher nahezu 
völiStändiy uiüerbiiebene Schaffung sinnvoll 
gegliederter dreijähriger Sludiengänge zu einer 
immer höheren Verweildauer der Studenten an 
den Universitäten geführt und damit wesent- 
lich zur Verschärfung dieser Situation beige- 
tragen hat? 

Die Bundesregierung teilt diese Ansicht der CDU/ 
CSU-Fraktion nicht in der hier formulierten Weise. 

Unter der Verweildauer versteht man nämlich die 
Zahl der Jahre, die ein Student durchschnittlich an 
der Hochschule verbringt. Diese Verweildauer wird 
heute entscheidend durch die Zahl der Fachwechsler 
und der Studenten, die ein zweites Studium auf- 
nehmen, verlängert. 

Die Zahl der Fachwechsler wiederum ist deshalb so 
hoch, weil Studienbewerber, die wegen Zulassungs- 
beschränkungen abgewiesen werden, in den meisten 
Fällen die Wartezeit durch ein Studium in einem 
anderen Fach überbrücken. Dieses „Wartestudium" 
belastet die Kapazität der Hochschulen erheblich; 
So hatten im Sommersemester 1970 31 v. H. der 
Studenten des ersten Fachsemesters bereits vorher 
in einem anderen Fach studiert. Zum gleichen Zeit- 
punkt war etwa jeder zweite deutsche Studien- 
anfänger der Medizin ein Studienfachwechsler. 

Um die weitere Ausbreitung dieses unsozialen 
Wartestudiums zu verhindern, ist im E-HRG vor- 
gesehen, die Zeiten eines Studiums an einer Hoch- 
schule vom Inkrafttreten des Gesetzes an auf die 
Wartezeit nicht mehr anzurechnen. Es wird insoweit 
auf die eingehende Darstellung in der Begründung 
zum E-HRG verwiesen. 

Allerdings ist eine ebenfalls nachweisbare Ver- 
längerung der Studiendauer auch auf das Aus- 
bleiben der Studienreform zurückzuführen. Die Stu- 


diendauer wird vor allem beeinflußt durch die 
Überfrachtung der Studiengänge mit Lehrstoff, die 
mangelnde Kenntnis der Studenten über die An- 
forderungen in Studium und Prüfung, eine häufig 
immer noch unzureichende Personal- und in gewis- 
sen Fällen auch Raumkapazität sowie das Fehlen 
eines an den Studienordnungen orientierten Lehr- 
angebots. Hier setzt wiederum der Entwurf eines 
HRG mit Regelungen an, die geeignet sind, auf 
längere Sicht eine Verkürzung der Studienzeit her- 
beizuführen. 


14. Was hat die Bundesregierung seit 1969 kon- 
kret unternommen, um die Studienreform vor- 
anzubringen? 

Eine umfassende Reform von Lehre und Studium 
wird nur auf der Grundlage des Hochschulrahmen- 
gesetzes (HRG) möglich sein. Der wichtigste Beitrag 
des Bundes zur Studienreform wäre daher die früh- 
zeitige Verabschiedung des HRG gewesen. Die von 
der CDU/CSU im 6. Deutschen Bundestag bewirkte 
Verzögerung der Verabschiedung des E-HRG hat 
also auch die den Ländern und Hochschulen ob- 
liegende Durchführung der Studienreform verzögert. 
Der neue Entwurf eines HRG hat die Studienreform 
inzwischen zum zentralen Thema gemacht. Er for- 
muliert die inhaltlichen Ziele und stellt ein Instru- 
mentarium für ihre Verwirklichung auf. 

Flinsichtlich Struktur und Funktionsweise des über- 
regionalen Instrumentariums knüpft der Entwurf in- 
soweit an die Bemühungen der Länder an, sichert 
jedoch eine stärkere Beteiligung der Hochschulen 
an der Arbeit der überregionalen Studienreform und 
einen ausreichenden Spielraum für die Hochschule 
bei der Umsetzung der Arbeitsergebnisse. Denn 
nach Auffassung der Bundesregierung kann die 
Studienreform nur gelingen, wenn sie von den 
Hochschulen entsdieidend geprägt und mitgetragen 
wird. Allerdings sind den Hochschulen hierfür durch 
Regelstudienzeiten und andere Vorgaben klare und 
zwingende Rahmenbedingungen zu setzen. 

Wachsende Bedeutung im Bereich der Studienreform 
gewinnen die Modellversuche, die seit dem Jahre 
1972 auf der Grundlage der Rahmenvereinbarung 
der Bund-Länder-Kommission (Vorbereitung, Durch- 
führung und wissenschaftlichen Begleitung von 
Modellversuchen im Bildungswesen vom 7. Mai 
1971) gefördert werden. Für Modellversuche im 
Hochschulbereich hat der Ausschuß Innovationen im 
Bildungswesen der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung einen Kriterienkatalog festgelegt, 
mit dessen Hilfe eine Schwerpunktbildung und die 
Festlegung von Prioritäten ermöglicht werden 
sollen. 

Im Rahmen dieses Programms werden Modelle für 
neue Studienformen, für Studiengänge mit verschie- 
denartigen stufenweisen Differenzierungen und zur 
Hochschuldidaktik entwickelt und erprobt. Der Bund 
hat von Anfang an seine Bereitschaft zur Mitfinan- 
zierung derartiger Versuche erklärt. Nach etwa 
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einem Jahr Förderungspraxis laufen rund 20 Mo- 
dellversuche mit finanzieller Unterstützung des 
Bundes an verschiedenen Hochschulen im Bundes- 
gebiet. Zwölf Anträge auf Förderung von weiteren 
Modellversuchen zur Studienreform sind zum 1. Juli 
1973 - einem der beiden Termine für die Ein- 
reichung neuer Anträge - gestellt worden. Ein wich- 
tiges Kriterium für die Aufnahme in die Förderung 
ist die überregionale Bedeutung des Versuchs und 
die Übertragbarkeit seiner Ergebnisse auf andere 
Hochschulen. Bei den Modellversuchen zur Studien- 
reform ist die Auswahl der Projekte bisher weit- 
gehend den Hochschulen überlassen worden. Da- 
durch sind große Bereiche, in denen von Modellver- 
suchen wichtige Vorentscheidungen zu erwarten 
sind, zwangsläufig unberücksichtigt geblieben. 

Soweit der Bund unmittelbaren Einfluß auf die 
Studienreform in einzelnen Fächern nehmen kann, 
hat er in dem in der Frage umrissenen Zeitraum 
folgende Maßnahmen ergriffen: 

Durch Anderungsgesetz zur Bundesärzteordnung ist 
die ärztliche Ausbildung insgesamt verkürzt wor- 
den. Nach der Bundesärzteordnung in der Fassung 
vom 4. Februar 1970 (BGBl. I S. 237) umfaßt sie ein 
sechsjähriges Hochschulstudium der Medizin und 
schließt mit der ärztlichen Prüfung ab. Die ärztliche 
Ausbildung umfaßte bisher fünfeinhalb Jahre Medi- 
zinstudium und zwei Jahre Medizinalassistentenzeit. 
Die Verkürzung der Ausbildung, die im einzelnen 
in der vom BMJFG am 28. Oktober 1970 erlassenen 
Approbationsordnung für Ärzte (BGBl. I S. 1458) 
geregelt ist, wird durch eine Straffung des vor- 
klinischen Studiums, den Wegfall der naturwissen- 
schaftlichen Vorprüfung und die Einbeziehung der 
praktischen Ausbildung im Krankenhaus in das 
Studium erreicht. Mit der Straffung der .Ausbildung 
ist eine qualitative Verbesserung durch Intensivie- 
rung und größere Praxisnähe verbunden. Durch die 
neue Approbationsordnung für Ärzte wurden bisher 
im Medizinstudium nicht übliche schriftliche Prü- 
fungen nach den in angelsächsischen Ländern viel- 
fach üblichen Antwort-Wahl-Verfahren (multiple 
choice-Verfahren) eingeführt. 

Nachdem die Bundes-Apothekerordnung vom 
5. Juni 1968 bereits den Rahmen für die Ausbildung 
festgelegt hatte, sind im Jahre 1971 die Voraus- 
setzungen für eine Reform der Apothekerausbildung 
im einzelnen geschaffen worden. In einer entspre- 
chenden Approbationsordnung hat der BMJFG die 
Mindestanforderungen an das Studium der Phar- 
mazie und die praktische Ausbildung sowie die 
pharmazeutische Prüfung geregelt. Die Ausbildung 
zum Apotheker beginnt nunmehr mit dem Hoch- 
schulstudium, während nach der früher geltenden 
Prüfungsordnung die pharmazeutische Ausbildung 
mit einer praktischen Ausbildung in der Apotheke 
ihren Anfang nahm, die nach zwei Jahren mit der 
pharmazeutischen Vorprüfung abschloß. Die zwölf- 
monatige praktische Ausbildung in der Apotheke 
folgt jetzt im Anschluß an das dreieinhalbjährige 
Hochschulstudium. Zur Objektivierung der Prüfung 
werden ähnlich wie in der ärztlichen Ausbildung 
künftig die Ergebnisse einzelner Prüfungsabschnitte 
schriftlich nach dem Antwort-Wahl-Verfahren ge- 


prüft. Auch hier ist eine Verkürzung der Ausbil- 
dungsdauer erreicht worden. 

Im Jahre 1971 hat der Deutsche Bundestag auch das 
Deutsche Richtergesetz novelliert, dessen § 5 b nun 
eine Experimentierklausel enthält, die es den Län- 
dern und Hochschulen ermöglicht, innerhalb einer 
festgesetzten Frist Modelle für die einstufige 
Juristenausbildung zu erproben. Die einstufige 
Juristenausbildung soll unter Überwindung der bis- 
her in Studium und Vorbereitungsdienst unterteil- 
ten Ausbildung die Integration von Theorie und 
Praxis fördern. Dabei kann die erste juristische 
Staatsprüfung durch eine Zwischenprüfung oder 
durch ausbildungsbegleitende Leistungskontrollen 
ersetzt werden. Einstufige Ausbildungsgänge dieser 
Art werden an einer Reihe von Hochschulen bereits 
angeboten, so z. B. in Augsburg, Bremen und in 
Hamburg, wo sich der Bund an den Kosten beteiligt. 
Weitere Modellversuche dieser Art sind in Vorbe- 
reitung. 

Die inhaltliche Studienreform bleibt eine ständige 
Aufgabe. Ihr erster, entscheidender Schritt wird 
jedoch getan werden, wenn nach der Planung der 
Bundesregierung bis zur Einführung der Regel- 
studienzeiten im Jahre 1976 eine wirksame Stoff- 
entlastung und klarere Ordnung heute bestehender 
Studienordnungen erfolgt. Dies wiederum setzt die 
schnelle Verabschiedung des HRG voraus. 


15. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der CDU/ 
CSU-Fraktion, daß den Abiturienten neben den 
Möglichkeiten des Hochschulstudiums neue at- 
traktive Bildungswege und Berufsbilder ange- 
bolen werden müssen? Was hat die Bundes- 
regierung konkret unternommen, um solche 
Bildungswege und Berufsbilder für Abiturien- 
ten ohne Hochschulstudium anzubieten, weldie 
Bildungswege und neuen Berufsbilder sind als 
Folge dieser Initiativen entstanden, und wie 
viele Abiturienten machen jährlich hiervon Ge- 
brauch? 

Die Bundesregierung teilt die Ansicht der CDU/ 
CSU-Fraktion, daß den Abiturienten auch neben 
dem Hochschulstudium attraktive Bildungsgänge 
angeboten werden sollten. 

Sie weist allerdings daauf hin, daß dies nur dann 
möglich sein wird, wenn solche Alternativen nicht 
als bloßer Ersatz an eine Oberstufe anschließen, die 
ihrerseits keinerlei berufsbildende Inhalte vermit- 
telt. Deswegen ist die Integration der beruflichen 
Bildung in die Sekundarstufe II eine wesentliche 
Voraussetzung für wirklich „attraktive Alter- 
nativen". 

Die Bund-Länder-Kommission hat am 8. Oktober 
1973 beschlossen, für neue berufsqualifizierende 
Bildungsgänge im Tertiären Bereich einen Stufen- 
plan zu erarbeiten. Im Zusammenhang damit wer- 
den unter anderem auch die vom Deutschen Bil- 
dungsrat am 11. Oktober 1973 veröffentlichten Emp- 
fehlungen zur Planung berufsqualifizierender Bil- 
dungsgänge im Tertiären Bereich zu erörtern sein. 
Derartige neue Bildungsgänge dürfen aber eben 
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nicht lediglich als „Ersatzangebot'' für Abiturienten, 
die wegen der Zulassungsbeschränkungen nicht zu 
einem Hochschulstudium kommen, konzipiert wer- 
den. Sie müssen vielmehr eine Neugestaltung der 
Sekundarstufe II berücksichtigen. Demgemäß sollen 
sie auch Absolventen der Sekundarstufe II mit Ab- 
schlußprofilen, die heute ein Hochschulstudium nicht 
unmittelbar ermöglichen, zulassen. 

Die Bundesregierung kann, abgesehen von der Aus- 
bildung des Nachwuchses für den gehobenen Dienst, 
nur in Zusammenarbeit mit den Ländern neue be- 
rufsqualifizierende Bildungsgänge einrichten. Die 
Bundesregierung fördert jedoch im Rahmen von 
Modellversuchen Vorhaben, die besondere Aus- 
bildungsgänge für Abiturienten entwickelt haben. 
Dabei soll auch die Einordnung dieser Bildungs- 
gänge in das Bildungssystem insgesamt untersucht 
werden. 

Außerdem hat die Bundesregierung eine Reihe von 
Maßnahmen eingeleitet, die in dem Bericht der Bun- 
desregierung vom 18. Oktober 1973 (Drucksache 
7/1129) zur Abstimmung der Berufs- und Laufbahn- 
reform mit den im Zuge der Bildungsreform ent- 
stehenden neuen Bildungsabschlüssen z. T. bereits 
mitgeteilt worden sind. Darüber hinaus ist auf fol- 
gendes hinzuweisen: 

Um bestehende und auch für Abiturienten in Be- 
IradiL kommende Bildungsgänge attraktiver zu ge- 
stalten und um eine Wiederholung schulischer Lern- 
stoffe während der Ausbildungszeit zu vermeiden, 
wird die Dauer der Ausbildung für Abiturienten, die 
eine Berufsausbildung in einem nach § 25 BBiG aner- 
kannten Ausbildungsberuf absolvieren wollen, er- 
heblich verkürzt. 

Eine Verbindung der Berufsausbildung mit Bil- 
dungsgängen des Tertiären Bereichs, insbesondere 
auch des Hochschulbereichs, kann die Bundesregie- 
rung nicht unmittelbar durchsetzen. Sie hat jedoch 
im Regierungsentwurf eines Hochschulrahmengeset- 
zes eine Regelung vorgesehen, die die angemessene 
Anrechnung solcher Berufsausbildungen auf ein 
später eventuell angestrebtes Hochschulstudium er- 
möglicht: Nach § 21 E-HRG sollen Kenntnisse und 
Fähigkeiten, die für ein erfolgreiches Studium erfor- 
derlich sind, vom Studienbewerber aber bereits in 
anderer Weise als durch ein Studium erworben 
wurden, über eine Einstufungsprüfung nachgewie- 
sen werden. Nach dem Ergebnis dieser Prüfung wird 
der Bewerber dann in einem entsprechenden Ab- 
schnitt des Studienganges zugelassen. Hierdurch 
verkürzt sich sein Studium. 

Auch diese Regelungen werden dazu beitragen, 
„Bildungssackgassen" zu beseitigen und die Attrak- 
tivität von anerkannten Ausbildungsberufen zu 
erhöhen. 


16. Worauf führt es die Bundesregierung zurück, 
daß entgegen der von ihr in ihrem Bildungs- 
bericht 1970 aufgestellten Forderung nach 
Schaffung von Wohnheimplätzen für 30 v. H. 
der Studierenden, der Anteil der Wohnheim- 
plätze seit 1969 sogar noch von etwa 12 bis 13 


V. H. nach eigener Aussage des Bundesmini- 
sters für Bildung und Wissenschaft auf gegen- 
wärtig 10 bis 11 V. H. zurückgegangen ist und 
daß als Folge davon „Studierende ihr Studium 
wegen fehlender Wohnmöglichkeiten nicht hät- 
ten beginnen können, obwohl Studienplätze 
vorhanden gewesen seien" (Aussage von Bun- 
desminister von Dohnanyi am 28. Mai 1973 
in Mainz)? Welche Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung dagegen unternommen, daß sich 
neben dem kapazitätsbedingten nunmehr auch 
noch ein sozialer Numerus clausus auszubrei- 
ten beginnt? Welche Abiturienten aus welchen 
Bevölkerungsschichten sind in erster Linie von 
diesem sozialen Numerus clausus betroffen? 

Im Bildungsbericht 70 hat sich die Bundesregierung 
auf die Ziele des „Düsseldorfer Wohnheimplans" - 
Aufnahmemöglichkeit für 30 v. H. der Studierenden 
in Wohnheimen - als „generelle Richtschnur" be- 
zogen. Der Düsseldorfer Wohnheimplan, der bei 
seiner Aufstellung im Jahre 1958 einen wichtigen 
Impuls gegeben hat, ging von 30 v. H. einer Gesamt- 
zahl von 170 000 Studenten für die wissenschaft- 
lichen Hochschulen aus und unterstellte offenbar, 
daß diese Zahl konstant bleiben würde. 

1972 gab es aber im gesamten Hochschulbereich 
bereits 662 000 Studenten. Damit ist allein der Zu- 
wachs an Studenten innerhalb eines halben Jahr- 
zehnts höher als die Gesamtzahl der Studierenden, 
an der sich der Düsseldorfer Wohnheimplan orien- 
tierte. 

Diesen starken Anstieg der Studentenzahl mußten 
die Länder und der Bund bei ihrer gemeinsamen 
Planung berücksichtigen. So kam es im Bildungs- 
gesamtplan zu der Zielvorstellung, für folgende 
Prozentsätze der Studenten Aufnahmemöglichkeiten 
in Studentenwohnheimen zu schaffen: 

1975 für 10 bis 15 v. H. 

1980 für 15 bis 20 v. H. 

1985 für 20 bis 25 v. H. 

Die Ausgaben des Bundes für die Studentenwohn- 
raumförderung sind - wie die folgende Tabelle 
zeigt - in den Jahren seit 1970 beträchtlich ange- 
stiegen. Für die künftigen Jahre hat die Bundes- 
regierung ihre Haushalts- und Finanzplanansätze 
erheblich erhöht. Von 1973 bis 1977 werden voraus- 
sichtlich Bundesmittel in Höhe von über einer hal- 
ben Milliarde DM zur Verfügung gestellt werden 
(gegenüber 338 Mio DM in den mehr als 20 Jahren 
davor). Auch die Zahl der jährlich bezugsfertig ge- 
wordenen Studentenwohnheimplätze hat sich von 
Jahr zu Jahr sprunghaft nach oben bewegt. 


Jahr 

Leistungen 
des Bundes 
in Mio DM 

Zahl der neu- 
geschaffenen 
Wohnheim- 
plätze 

Gesamtbestand 
der vorhande- 
nen Wohnheim- 
plätze 

1970 

17,640 

1 700 

56 000 

1971 

34,169 

2 000 

58 000 

1972 

58,854 

4 700 

62 700 

1973 

87,000 1) 

ca. 13 000 

76 000 

1974 

90,000 2) 



1975 

100,000 3) 




1) Ansatz 

-) Entwurf des Haushaltsplans für 1974 
3) Mittelfristige Finanzplanung 
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Nicht zuletzt dürften die starken Bemühungen der 
Bundesregierung um einen rationellen Einsatz der 
Haushaltsmittel zu dieser Entwicklung beigetragen 
haben. Durch die Einführung von Kostenrichtwerten 
in den gemeinsamen Förderungsrichtlinien des Bun- 
des und der Länder vom 28. April 1972 war es mög- 
lich, die Baukosten pro Studentenwohnplatz im 
wesentlichen mindestens konstant zu halten. 

Darüber hinaus hat sich die Bundesregierung inten- 
siv bemüht, verstärkte Anreize für die Förderung 
von Studentenwohnraum außerhalb von Wohn- 
heimen zu geben. 


Die Bundesregierung hat eine umfangreiche Unter- 
: suchung zur sozialen Lage der Studenten in Auftrag 
gegeben. Einzelergebnisse werden in der ersten 
Jahreshälfte 1974 vorliegen. Wegen der Schwierig- 
^ keit, derartige Daten zu erheben, werden aber allen- 
falls begrenzte und wahrscheinlich zum Teil hypo- 
thetische Aussagen darüber möglich sein, ob Ab- 
iturienten aus bestimmten Bevölkerungsschichten 
von dem Mangel an Plätzen besonders betroffen 
werden. In den o. a. Förderungsrichtlinien hat die 
Bundesregierung jedenfalls als ausdrückliches För- 
derungsziel die Berücksichtigung der sozial schwä- 
! eher gestellten Studenten herausgestellt. 
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